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Super-GAU für Waldbesitzer
KeineOrdnungsbusse vomFörster: Die Revision der Thurgauer
Waldgesetzgebung sorgt für Ärger imGrossenRat.

Hans Suter

Franz Eugster ist konsterniert.
SoebenhatderThurgauerGros-
se Rat in erster Lesung abge-
lehnt, dieKreisforstingenieurin-
nen und -ingenieure sowie Re-
vierförsterinnen und Revier-
förstermitdemErhebenvonOr-
dnungsbussen im Wald zu er-
mächtigen.DerMitte-Kantons-
rat aus Bischofszell ist Vor-
standsmitglied von Wald
Thurgau und bezeichnet den
Entscheid aus Sicht der Wald-
besitzer als regelrechten Super-
GAU.

Die bestehende Thurgauer
Waldgesetzgebung hat sich aus
der Sicht des Regierungsrates
«im Grundsatz bewährt».
Gleichwohl sei sie in gewissen
Teilen revisionsbedürftig. So
hätten sich inden letzten Jahren
verschiedene Herausforderun-
gen rundumdenWaldakzentu-
iert. Insbesondere illegale Ab-
fallablagerungen, abgestellte
Geräte und Maschinen, un-
bewilligte Bauten und Anlagen
sowieausuferndeFreizeitaktivi-
täten beschäftigten den Forst-
dienst zunehmend.

InsbesondereMoutainbiker,
die sich nicht an dieRegeln hal-
ten, sorgen bei Waldbesitzern
für Unmut. «Dabei zeigt sich,

dass das Instrumentarium des
geltenden Rechts nicht aus-
reicht, um den Missständen
wirksam entgegenzutreten»,
hält der Regierungsrat in seiner
Botschaft an den Grossen Rat
fest. Für die effektiveDurchset-
zungvonGebotenundVerboten
fehltenmitunterdienötigenge-
setzlichen und strafrechtlichen
Grundlagen. Die Lücken sollen
mit einer Gesetzesrevision ge-
schlossenwerden.

Regierungsrat siehtklaren
Handlungsbedarf
Doch die SVP holt gleich die
grosse Axt hervor. Der Frauen-
felder SVP-Kantonsrat Her-
mann Lei beantragt, den um-
strittenen Artikel 37 des revi-
dierten Waldgesetzes kurzer-
hand zu streichen. Und findet
damit sogar bei der GLP An-

klang.«Fragtdochmal eureBa-
sis, die Waldbesitzer», wettert
der Bischofszeller Mitte-Kan-
tonsratFranzEugster gegenden
gestelltenAntrag.Regierungsrat
Dominik Diezi stellt klar: «Wir
haben ein Vollzugsproblem.»
Förster seien hoheitlich unter-
wegs, abernurmit verwaltungs-
rechtlichen Befugnissen. «Es
braucht hier Strafnormen.» Im
WaldgebeesnochLücken,«die
wir jetzt schliessen». Der Gros-
se Rat schliesst sie trotzdem
nicht.Mit 69 Ja zu 56Neinwird
der Antrag von Hermann Lei
gutgeheissen.

«Die Streichung ist ein Af-
front gegenüber all jenen, die
sich korrekt verhalten», sagt
FranzEugster. «Wenndasder li-
berale Zeitgeist ist, folgt als
nächsterSchritt dieAbschaffung
der Parkbussen.» Eugster fragt
sich: «Kann es unserer Gesell-
schaft so egal sein, was Recht
undUnrecht ist?»Erwillweiter-
hinversuchen,diesenMissstand
zu beheben.

Mit 68 Ja zu 55 Nein hat der
Grosse Rat dem Antrag von
Kantonsrat Viktor Gschwend
(FDP, Neukirch-Egnach) zuge-
stimmt, dass staatlicheForstbe-
triebe privatwirtschaftliche
Unternehmennicht konkurren-
zieren dürfen.

Kantonsrat Franz Eugster, Mitte,
Bischofszell. Bild: Ralph Ribi

Kein Zwang bei Sterbehilfe
DerGrosse Rat lehnt es ab, Spitäler undHeime zumZulassen der assistierten Sterbehilfe in eigenenRäumen zu verpflichten.

Hans Suter

Zwang statt Freiwilligkeit: Alle
Pflegeheime, Spitäler und ähn-
liche Einrichtungen, die durch
öffentliche Mittel unterstützt
werden, müssen die assistierte
Sterbehilfe in ihren Räumen
künftig zuzulassen.Dasverlang-
te eine parlamentarische Initia-
tive von Bruno Lüscher (FDP,
Aadorf) und sechs weiteren
Erstunterzeichnenden aus den
Fraktionen von SP, FDP, SVP,
Grünen,Mitte/EVP undGLP.

DochdieMehrheitdesThur-
gauer Grossen Rates ist trotz-
dem anderer Ansicht und ge-
währt die vorläufige Unterstüt-
zung nicht. Damit ist das
Geschäft zwar vomTisch.Nicht
aber das Thema, wie die grosse
Zahl von 21 – teils emotionalen
– Voten zeigen.

KirchenundHeime lehnen
Zwangsverpflichtungab
Anfänglich sah es vielverspre-
chendaus fürdie Initianten.Die
parlamentarische Initiativewur-
debeimEinreichenvon73Rats-
mitgliedernunterstützt: von sie-
ben Erstunterzeichnenden und
66 Mitunterzeichnenden. Das
bedeutet eine Mehrheit im
130-köpfigen Thurgauer Kan-
tonsparlament. Dass sich eine
solche schnell in eine Minder-
heit verwandeln kann, ist im
Grossen Rat nicht ungewöhn-
lich. Aber zuweilen schmerz-
haft. Anzeichen gab es einige.
Im Vorfeld der Debatte hatten

sich bereits der Branchenver-
bandderDienstleister fürMen-
schen imAlterCuraviva,dieSpi-
talThurgauAGsowiediebeiden
Landeskirchen gegen eine Ver-
pflichtung ausgesprochen und
aufBeibehaltungderFreiwillig-
keit plädiert. Auch der Regie-

rungsrat empfahl in seiner Stel-
lungnahme, den Vorstoss nicht
zu unterstützen.

DieschärfsteWaffenicht
mitBedachtgezückt
«Ich bin mir bewusst, dass das,
waswirhierdiskutieren, ethisch

und moralisch nicht einfach
ist», sagtErstunterzeichnerBru-
no Lüscher. Für ihn wiegt das
Verlassen der gewohnten Um-
gebung zum Sterben aber viel
schwerer als die Belastung für
die Institutionen durch den
Zwang, in ihrenRäumendie as-

sistierte Sterbehilfe zulassen zu
müssen.«Eine Institutionmuss
immer freiwillig wählen dür-
fen», entgegnetMarcelWittwer
(EDU,Schocherswil). IndenAu-
gen der EDU-Fraktion würde
mit dem Zwang eine rote Linie
überschritten. Ablehnend äus-

sert sich auchElisabethRicken-
bach (EVP, Thundorf) im Na-
men der Mitte/EVP-Fraktion:
Mit denheutegeltendenRegeln
sei es allen möglich, begleitete
Sterbehilfe inAnspruch zu neh-
men. «Der aktuelle Vorstoss
geht zu weit», sagt Jürg Wiesli
(SVP,Dozwil).Umgekehrt sieht
man es bei den Grünen. Das
Selbstbestimmungsrecht des
Einzelnengehe jenemder Insti-
tution vor, sagt Isabelle Vonlan-
ten-Specker (Grüne,Bichelsee).
«Das lässt sich gesetzlich nicht
erzwingen», erwidert Marina
Bruggmann (SP, Salmsach). Für
die FDP-Fraktion ist klar: «Wir
müssen dem Pflegepersonal
Sorge tragen», sagt Martina
PfiffnerMüller,Gachnang.Den-
noch sei es notwendig, sich der
Sterbehilfe nicht zu ver-
schliessen. Sie plädiert auf
«möglichst wenige Hürden,
wennmanausdemLebenschei-
denmöchte».

Es folgt ein Dutzend weite-
rer, teil emotionaler Voten.
Dann spricht Regierungspräsi-
dent UrsMartin und eswird ru-
hig im Ratsaal: «Die Initiative
verlangt auchdieZulassungvon
Sterbehilfe in Geburtshäusern
und psychiatrischen Kliniken.
Das mutet skurril an.» Er er-
mahntdasParlament:«Diepar-
lamentarische Initiative ist die
schärfsteWaffedesParlaments.
Wenn man die schärfste Waffe
zückt, muss man das mit Be-
dacht tun.» Das sei hier nicht
der Fall.

Nur ein laues Lüftchen
Debatte umWindkraft imGrossenRat: Der Schlagabtausch bleibt
aus. Schon heute geltende Praxis wird auch gesetzlich verankert.

Christian Kamm

«Ich bin froh, dass heute nicht
eineeigentlicheWind-General-
debatte stattgefundenhat», sag-
te ein erleichterter Baudirektor
Dominik Diezi nach geschlage-
ner Redeschlacht. Wobei,
eigentlich war es gar keine
Schlacht. Im Gegenteil: Erst
ganz am Schluss gerieten sich
Grünen-KantonsrätinKarinBé-
trisey (Kesswil) undDavidZim-
mermann (SVP, Braunau) beim
ThemaWindkraft dochnochet-
was in dieHaare.

AnsonstenbliebendieEmo-
tionenweitgehend inderSchub-
lade. Und auch die Abstim-
mungsverhältnisse waren klar.
So überwies der Grosse Ratmit

jeweils deutlicherMehrheit fol-
gende Forderungen aus einer
Motion mit Erstunterzeichner
Josef Gemperle (Mitte, Fischin-
gen) an die Regierung: DieMit-
wirkung der Gemeinden und
Grundeigentümer muss bei
Windenergieprojekten ge-
schärft werden, der Ausgleich
ihrer Kosten und Lasten muss
ebenso gesetzlich verankert
werden wie die Beteiligung der
lokalen Bevölkerung an der
Wertschöpfung sowie die Ver-
pflichtung des Betreibers zum
Rückbau einer Anlage.

Zudem hatte die Regierung
in ihrer Antwort versprochen,
nochmals eingehend die Auf-
nahme von Vorgaben zu Lärm
undSchattenwurf ins kantonale
Recht zu prüfen.

Vertrauenschaffen–
Vorurteileabbauen
AllesHausaufgaben,welchedie
Kantonsregierungnichtüberfor-
dern werden. Denn bereits in
ihrer Motionsantwort hatte sie
mehrfachbetont, dasspraktisch
alles, was hier gefordert werde,
bereits geregelt sei. Wieso also
der ganze Aufwand? Die Ant-
wort lautet: Psychologie. Denn
um die Akzeptanz von Wind-
kraftprojekten ist es auch im
Thurgau schlechtbestellt – siehe

das Beispiel Thundorf. Und es
wardie erklärteAbsichtderMo-
tionäre um Josef Gemperle, die
Grundlagen dafür zu schaffen,
«damit Windkraftanlagen im
Thurgau interessant werden,
und zwar für dieVersorgungssi-
cherheit unddieBevölkerung».

Deshalbgingesnunaucham
Mittwoch in den befürworten-
denVotenvor allemumdieVer-
besserung der Akzeptanz von
Windkraft im Thurgau, um
Transparenz undNachvollzieh-
barkeit. Das sei auch wichtig,
um Vorurteile in der Bevölke-
rung zu entkräften.

«Wirkönnenunsden
Aufwandsparen»
Kritik kam von SVP-Vertretern.
«Lasst doch einfach die Bevöl-
kerung vor Ort entscheiden»,
appellierteDavidZimmermann.
Das allein sei vertrauensstif-
tend. «Es darf nicht sein, dass
überdieKöpfederBevölkerung
hinweg entschieden wird», be-
tonteRuediZbinden (SVP,Buss-
nang). Schonungslosen Gegen-
wind gab es für dieMotion aber
auchvoneinerWindkraftbefür-
worterin. Karin Bétrisey knapp:
«Alle fünf darin enthaltenen
Forderungenwerdenschonheu-
te erfüllt. Wir können uns den
ganzenAufwand sparen.»

«Erfreulich ist, dass organisierte Sterbehilfe kein Tabuthema mehr ist»: FDP-Kantonsrat Bruno Lüscher. Bild: Andrea Tina Stalder
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Eine Stimme,
die gehört wird.
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